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I st Frank Schira einer Intrige zum Op-
fer gefallen? Der frühere Vorsitzen-

de der CDU in Hamburg und jetzige Vi-
zepräsident der Bürgerschaft hat jeden-
falls nur wenige Aussichten, der nächs-
ten Bürgerschaft noch einmal anzuge-
hören. Eigentlich hatte ihn die eigene
Partei auf Platz sieben des Listenvor-
schlags gesetzt, also einen sicheren
Platz. Aber dann tauchte wie aus dem
Nichts ein Gegenkandidat auf, der 31
Jahre alte Henri Schmidt, Mitglied des
Kreisvorstandes der CDU Wandsbek –
wo Schira der einflussreiche Vorsitzen-
de war. Schmidt siegte deutlich, und
keiner will das zuvor geahnt haben.

Aber so etwas kommt natürlich
nicht aus dem Nichts. Dahinter muss
eine Absprache gestanden haben, Schi-
ra zu verhindern. Der fiel aus allen
Wolken. Freilich hatte ihm die Partei
schon einmal, im vergangenen Jahr, ei-
nen Streich gespielt, als sie ihn nicht
für einen aussichtsreichen Listenplatz
für die Bundestagswahl nominierte.
Noch gut in Erinnerung ist, wie die
Schira-Gegner in Jubel ausbrachen.
Schira, in diesem Jahr fünfzig Jahre alt
geworden, wollte in der Politik hoch
hinaus. Seit 2010 führte er den Landes-
verband, schon seit 2008, seit
Schwarz-Grün in Hamburg regierte,
war er Fraktionsvorsitzender. Als Ole
von Beust im Juli 2010 vom Amt des
Bürgermeisters zurücktrat, war es an
Schira und dem damaligen Innensena-
tor Christoph Ahlhaus, untereinander
die Beust-Nachfolge auszumachen.
Ahlhaus wurde Bürgermeister, Schira
blieb der zweite starke Mann in der
CDU.

Aber dem Duo entglitt die Macht.
Die Grünen kündigten die Koalition
auf, es kam 2011 zu Neuwahlen. Die
CDU erlebte mit 21 Prozent ihr
schlechtestes Ergebnis, die SPD holte
die absolute Mehrheit. Schira schien
dennoch weitermachen zu wollen wie
bisher. Es dauerte, bis auch ihm däm-
merte, dass seine Zeit abgelaufen war
und er vom Parteivorsitz zurücktreten
musste, den der Bundestagsabgeordne-
te Marcus Weinberg übernahm. Aber
Schira drängte weiter auf einen Pos-
ten. So wurde er Vizepräsident der Bür-
gerschaft, so nahm er Anlauf in den
Bundestag. Auch Schmidt begründete
seine Kandidatur damit, dass Schira
für die Niederlage von 2011 maßgeb-
lich verantwortlich sei. Für die CDU
Hamburg sei es an der Zeit, nach vorn
zu schauen, und zwar mit neuen
Köpfen.  FRANK PERGANDE

Vor den Küsten Europas stirbt die Würde
Die „Süddeutsche Zeitung“ kommentiert das Flücht-
lingselend in Europa:

„Vor den Toren Europas wächst das größte Flücht-
lingselend seit dem Zweiten Weltkrieg. Die Europäische
Union aber tut so, als ginge sie das nichts an. Ihr Han-
deln besteht darin, dass sie Flüchtlinge, die Europa errei-
chen, nach den absurden Dublin-Regeln auf dem Konti-
nent hin-, her- und herumschiebt. Die Flüchtlingsbüro-
kratie in den EU-Staaten interessiert sich vor allem für
die Frage, warum sie nicht zuständig ist und den Flücht-
ling darum weiterbugsieren darf. Das EU-Flüchtlings-
recht ist kein Schutzrecht, sondern ein Schubrecht, es ist
ein elendes Pontius-Pilatus-Recht: Jeder Staat wäscht
seine Hände in Unschuld – und die EU reicht die Hand-
tücher. Vor den Küsten Europas stirbt die Würde der
Menschen. Angesichts dieser Ungeheuerlichkeit muss
Ungeheueres geschehen.“

Ebola kommt näher
Die „Neue Osnabrücker Zeitung“ schreibt zu Ebola:

„Immer mehr Tote werden gezählt, vor allem in West-
afrika. Und immer wieder sind es Helfer, Ärzte und
Krankenschwestern, die sich mit dem tödlichen Virus
anstecken. Eine besondere Tragik, die dieser Krankheit
innewohnt. Lange richtete sich der Blick allein nach

Afrika, doch das ist vorbei: Ebola kommt näher. Wäh-
rend Großbritannien den Ernstfall probt, gibt Außenmi-
nister Steinmeier zu, was viele befürchtet haben: Wir ha-
ben Ebola unterschätzt, sagte er. Um die sich immer wei-
ter ausbreitende Epidemie zu besiegen, ist die EU, aber
auch Deutschland gefragt: Der Bund muss mehr Geld be-
reitstellen. Und es braucht mehr Menschen, die vor Ort
Hilfe leisten.“

Europaparlament bessert EU-Kommission auf
Zu den Anhörungen designierter EU-Kommissare
schreibt die Madrider Zeitung „El País“ (Madrid):

„Das Resultat der Anhörungen ist, dass die EU-Kom-
mission von Jean-Claude Juncker besser sein wird als
die ursprünglich vorgeschlagene Konstellation. Das Eu-
ropaparlament hat in energischer und zugleich behutsa-
mer Weise von seiner Macht Gebrauch gemacht. Einige
EU-Staaten sollten sich daran ein Beispiel nehmen. Spa-
nien hätte eine bessere Regierung, wenn die Minister
sich einer solchen Anhörung stellen müsste. Das Verfah-
ren hat allerdings auch seine Schattenseite. Diese be-
steht in dem Brauch, dass die großen politischen Lager
sich gegenseitig erpressen. Die Christdemokraten droh-
ten, den französischen Sozialisten Pierre Moscovici ab-
zulehnen, wenn der konservative Spanier Miguel Arias
Cañete zu Fall gebracht würde.“

Trotz Russlands Truppenabzug bleibt Misstrauen
Zum Rückzug russischer Truppen von der Grenze zur
Ukraine schreibt die Zeitung „Wedomosti“ (Mos-
kau):

„Der Abzug aus der Grenzregion zur Ukraine redu-
ziert die Spannungen und den gegenseitigen Argwohn.
Der Kreml, der sich in einer schwierigen wirtschaftli-
chen Lage befindet, will vor dem Treffen mit den Füh-
rern westlicher Staaten (in Mailand beim europäisch-
asiatischen Gipfel Asem und beim G-20-Gipfel in Aus-
tralien) echte Schritte zur Lösung des Konflikts in der
Ukraine präsentieren. Doch der Wert der Signale der
Konfliktparteien hat in letzter Zeit deutlich abgenom-
men, so dass es kein einfacher Prozess wird. Jedes dieser
Signale bedarf einer Überprüfung von allen Seiten, die
die friedlichen Absichten bestätigt.“

Von der Türkei wird zu viel verlangt
Der „Tagesspiegel“ (Berlin) kommentiert die Kritik an
der Türkei:

„Wo sind eigentlich die europäischen Staaten, die un-
eigennützig eine Entsendung ihrer eigenen Bodentrup-
pen zum Wohl von Kobane anbieten? Es gibt keine.
Kein einziges westliches Land ist bereit, das Leben sei-
ner Soldaten in einer Bodenoffensive gegen den IS aufs

Spiel zu setzen. Von der Türkei wird aber genau das ver-
langt. Nicht zu Unrecht sagen türkische Regierungspoli-
tiker, der Westen betrachte die türkische Armee offen-
bar als eine Art Söldnertruppe für die gefährliche Arbeit
gegen den IS.“

Kurden in Kobane mit Waffen versorgen
Die Pariser Tageszeitung „Libération“ schreibt zur
Lage in der vom „Islamischen Staat“ bedrohten Stadt
Kobane:

„Lösungen für den Orient sind kompliziert, zu einfa-
che Ideen werden nicht gebraucht. Aber es gibt eine
deutliche Gefahr, zuzusehen, wie sich im Herzen dieses
riesigen Pulverfasses ein blutrünstiger islamistischer
Staat bildet, eine Beleidigung einfachster Menschlich-
keit, der alle Staaten der Region bedrohen könnte.
Auch wenn die PKK lange eine Partei streitbarer Metho-
den war, ist es gut, dass die Kurden allgemein ein be-
herztes Volk bilden, das eine deutlich offenere und tole-
rantere Form der Religion praktiziert als seine Nach-
barn oder Gegenspieler. Ihre Niederlage wäre auch
eine für uns. Es gibt nur eine Lösung für dieses Pro-
blem: die Türkei dazu zu bringen, statt einer direkten In-
tervention die Versorgung der kurdischen Verteidiger
von Kobane mit Nachschub und Waffen zuzulassen. Es
ist höchste Zeit: Der Fanatismus hat einen Vorsprung.“

FRANKFURT, 13. Oktober. Am vergan-
genen Wochenende hat Cemil Bayik, ei-
ner der Führer der PKK, von seinem
Hauptquartier in den Kandilbergen in Ira-
kisch-Kurdistan gedroht, die „Friedensge-
spräche“ mit der türkischen Regierung,
die mit Rückschlägen seit 2005 geführt
werden, abzubrechen und zum bewaffne-
ten Kampf zurückzukehren. Denn ein Mas-
saker, das in Kobane wegen der türkischen
Untätigkeit drohe, sei kein geeigneter Rah-
men, um diese Gespräche fortzusetzen.

Cemil Bayik ist einer der wichtigsten Re-
präsentanten der PKK. Er gehörte am 27.
November 1978 zu den 25 Gründungsmit-
gliedern. Die damals stramm marxistisch-
leninistisch organisierte PKK hatte sich
zum Ziel gesetzt, durch einen Guerrilla-
krieg eine Revolution auszulösen und da-
bei einen kurdischen Staat zu schaffen.
1984 nahm die PKK ihren bewaffneten
Kampf gegen den türkischen Staat auf, des-
sen Ideologie keinen Platz für die kurdi-
sche Minderheit vorsah, sondern Kurden
lange als „Bergtürken“ diffamiert hatte.

In dem Bürgerkrieg von 1984 bis 1999
wurden mutmaßlich 37 000 Menschen ge-
tötet; die materiellen Kosten des Krieges
beliefen sich schätzungsweise auf 400 Mil-
liarden Dollar. Die Türkei erreichte, dass
die meisten mit ihr befreundeten Staaten
die PKK zur Terrororganisation erklär-

ten. Den türkischen Sicherheitskräften ge-
lang es aber nicht, die PKK militärisch zu
besiegen. Je länger der Krieg dauerte, des-
to mehr identifizierten sich die Kurden
der Türkei mit der PKK, auch wenn es in
dieser immer wieder blutige Machtkämp-
fe gegeben hat.

Heute ist Bayik Ko-Vorsitzender des
Exekutivrats der KCK, der „Koma Civa-
ken Kurdistan“, was sich als „Union der
Gemeinschaften Kurdistans“ übersetzen
lässt. In einer PKK, die sich in vielem ver-
ändert hat, zählt Bayik zu den Hardli-
nern. Hammer und Sichel waren 1991 aus
dem Logo der „Arbeiterpartei Kurdi-
stans“ (PKK) verschwunden; mehrfach
hat sich die PKK danach umbenannt, zu-
letzt 2007 in KCK; und seit 2011 verfolgt
sie offiziell das Ziel einer „demokrati-
schen Autonomie“. Nach der Verhaftung
ihres Gründers Abdullah Öcalan am 15.
Februar 1999 war sie zunehmend von ih-
rer Forderung abgerückt, einen kurdi-
schen Staat zu gründen.

Seit der Festnahme Öcalans und seiner
Verurteilung zu lebenslanger Haft auf der
Gefängnisinsel Imrali durchlief die PKK
eine Transformation, die Öcalan mit sei-
nen Schriften, die er in der Einzelhaft ver-
fasste, entscheidend angestoßen hat. In
seiner Verteidigungsschrift für ein Ge-
richt in Ankara 1999 und zwei Jahre spä-

ter in seiner Stellungnahme für den Euro-
päischen Menschengerichtshof in Straß-
burg wandte er sich vom bewaffneten
Kampf und von der Idee eines eigenen
Kurdenstaats ab. In der Schrift für das Ge-
richt in Ankara argumentierte er, das Ide-
al sei ein demokratischer Staat, wie ihn
Atatürk, der Gründer der Republik, ange-
strebt habe, wegen der schwierigen Um-
stände der Zeit aber nicht habe verwirkli-
chen können. An den Europäischen Men-
schenrechtsgerichtshof schrieb Öcalan,
eine Befreiung sei nicht durch Staatlich-
keit zu erreichen, sondern allein durch
die Vertiefung der Demokratie.

Aus diesen beiden Schriften, die später
als Monographien erschienen sind, leitet
die PKK ihre Projekte einer „demokrati-
schen Republik“ und einer „demokrati-
schen Autonomie“ ab. So wandelte sich
die PKK von einer marxistisch-leninisti-
schen Kaderorganisation zu einer basis-
demokratischen Bewegung. Im Vorder-
grund standen nun die lokale Selbstver-
waltung und die Organisation eines Ge-
meinwesens von unten. Als Ergebnis
gründeten Mitglieder und Sympathisan-
ten der PKK basisdemokratische Institu-
tionen, die sie unter dem Dach der KCK
zusammenfassen. Zu diesem Verbund ge-
hören Schwesterorganisationen in Nach-
barstaaten wie in Syrien die „Partei der

Demokratischen Union“ (PYD) und die
„Volksverteidigungseinheiten“ (YPG).
Der Ableger in Europa heißt „Konfödera-
tion der kurdischen Vereine in Europa“.
Die Beziehungen zu den irakischen Kur-
den waren indessen nie frei von Spannun-
gen. Die Regionalregierung Irakisch-Kur-
distans in Arbil hat 2007 die Schwester-
partei der PKK in ihrem Gebiet auch des-
halb verboten, um die eigenen Beziehun-
gen zur Türkei nicht zu belasten. Die PKK
musste ihr Hauptquartier in den Kandil-
bergen aber nie räumen.

In der KCK gibt es neben dem Exeku-
tivrat weitere Organisationen, etwa die
Legislative „Kongra-Gel“ (Volkskon-
gress), eine Exekutive mit den von Murat
Karayilan geführten militärischen „Volks-
verteidigungseinheiten (HPG) und eine
Justiz. Als Vertreter der PKK in der türki-
schen Politik gilt die Partei „HDP“ („Kon-
gress der demokratischen Völker“) mit Se-
lahettin Demirtas an der Spitze; die Par-
tei ist mit 27 Abgeordneten im türkischen
Parlament vertreten. Die PKK feiert die
Frauen als „Avantgarde des Befreiungs-
kampfes“; sie haben eigene Kampfverbän-
de (YJA) und Frauenorganisationen wie
die „Partei der freien Frau in Kurdistan“.

In den ersten Jahren nach der Verhaf-
tung Öcalans hatte sich eine gelähmte
PKK in die Kandilberge zurückgezogen

und ihren bewaffneten Kampf vorüberge-
hend eingestellt. Eine Rolle dabei spiel-
ten innere Flügelkämpfe und Niederlagen
der mit ihr verbundenen politischen Par-
teien bei Wahlen gegen die neue AKP, die
unter den Kurden von Anfang an große
Sympathien genoss, da sie die Lebensbe-
dingungen in den unterentwickelten kur-
dischen Provinzen verbesserte und den
Kurden kulturelle Rechte gab. Die PKK
reagierte auf die Erosion ihrer Populari-
tät, indem sie von 2006 bis 2008 wieder
zu den Waffen griff. Als die Kurdenpartei
DTP bei den Kommunalwahlen 2009 in
den kurdischen Provinzen aber besser ab-
schnitt als die AKP und die Kurden ein ak-
zeptierter Akteur auf der politischen Büh-
ne wurden, legte die PKK die Waffen wie-
der nieder. Im Vordergrund stand nun das
Projekt der „demokratischen Autono-
mie“, das die KCK/PKK in ihr Programm
aufnahm; die „kurdische Identität“ war
nun nicht mehr in Frage gestellt. Hinter
den Kulissen nahm die türkische Regie-
rung mit der PKK Geheimverhandlungen
auf, an denen auch der Geheimdienstchef
Hakan Fidan, ein Vertrauter Erdogans, be-
teiligt war. Über ihren Inhalt ist konkret
nie etwas bekanntgeworden. Jetzt will
Bayik diese Verhandlungen abbrechen,
sollte die Stadt Kobane tatsächlich in die
Hände des „Islamischen Staats“ fallen.

STIMMEN DER ANDEREN

STREIFZÜGE

F.A.Z. BERLIN, 13. Oktober. Der frü-
here Bundeskanzler Helmut Kohl
(CDU) hat seinen ehemaligen
Ghostwriter, den Journalisten Heribert
Schwan, auf Herausgabe sämtlicher Ko-
pien und Abschriften der strittigen Ton-
bänder verklagt. Ein entsprechender
Schriftsatz sei beim Landgericht Köln
eingegangen, bestätigte am Montag ein
Sprecher des Gerichts. Die Gesprächs-
mitschnitte von angeblich mehr als 600
Stunden, die in den Jahren 2001 und
2002 aufgenommen worden waren, hat-
te Schwan zusammen mit Tilman Jens
in dem jüngst erschienenen Buch „Ver-
mächtnis. Die Kohl-Protokolle“ ver-
wendet. Die Originalbänder der
Gespräche hatte Schwan nach einem
Gerichtsurteil an Kohl zurückgeben
müssen. In der vergangenen Woche
war Kohl mit einem Eilantrag geschei-
tert, die weitere Auslieferung des Bu-
ches zu verhindern.

Kohls Anwalt, Stephan Holthoff-
Pförtner, kündigte unterdessen an,
Kohl wolle seinen Nachlass einer Stif-
tung übergeben. In der Fernsehsen-
dung „Günther Jauch“ sagte er am
Sonntagabend: „Ich habe es heute mit
ihm besprochen, auch mit Frau Richter.
Beide haben gesagt, es besteht über-
haupt kein Zweifel, dass die Verwal-
tung über das geistige, politische Erbe
Historiker bekommen. Es soll eine Stif-
tung sein.“ Kohls Ehefrau, Maike Kohl-
Richter, erhebe keine Ansprüche auf
den Nachlass. „Frau Richter hat mir aus-
drücklich gesagt, sie will es nicht und
sie kann es nicht.“ Schwan sagte in der
Sendung, er werde demnächst „den Prä-
sidenten des Bundesarchivs anrufen
und werde ihm vorschlagen, dass ich
eine Kopie der Gespräche dem Bundes-
archiv überlasse“. Unklar blieb, wie
eine Stiftung für den Nachlass Kohls
aussehen könnte. Regierungssprecher
Steffen Seibert sagte am Montag, in der
Bundesregierung gebe es hierzu bisher
keine Planungen.

Lt./sat. BERLIN, 13. Oktober. Die Grü-
nen verfügen nicht mehr über eine ein-
heitliche Haltung zur Bekämpfung der
Terrormiliz „Islamischer Staat“ (IS) in Sy-
rien. Während die Vorsitzende der Bun-
destagsfraktion, Katrin Göring-Eckardt,
und die Jugendorganisation der Partei
(Grüne Jugend) unter bestimmten Um-
ständen den Einsatz von Bodentruppen
befürworten, sagte die Parteivorsitzende
Simone Peter, die Frage nach einem Ein-
satz von Bodentruppen „stellt sich jetzt
nicht“. Die verteidigungspolitische Spre-
cherin der Grünen, Agnieszka Brugger,
warnte, die „emotionale Erschütterung“
über die Lage der Kurden in der umkämpf-
ten Stadt Kobane an der türkisch-syri-
schen Grenze dürfe „nicht dazu führen,
dass die Risiken und Gefahren ignoriert
werden, die mit einem Eingreifen durch
Bodentruppen verbunden sind“.

Am weitesten hatten sich am Wochen-
ende die Delegierten der Grünen Jugend
vorgewagt. Ein Beschluss, militärische In-
terventionen gegen die IS-Terroristen not-
falls auch ohne UN-Mandat gutzuheißen,
verfehlte nur knapp die Mehrheit; in dem
mehrheitlich gefassten Beschluss ist nun
die Bedingung „unter Voraussetzung ei-

nes UN-Mandates“ enthalten. Die neue
Bundessprecherin der Grünen Jugend,
Theresa Kalmer, sagte zur Erläuterung:
„Wir setzen uns damit nicht für Krieg, son-
dern gegen Genozid ein.“ In ihrem Be-
schluss fordert die Grüne Jugend die Bun-
desregierung auf, „für eine schnellstmög-
liche Resolution“ des UN-Sicherheitsrats
zu werben, und stellt fest, eine deutsche
Beteiligung an einem Truppeneinsatz
„darf nicht kategorisch ausgeschlossen
werden“. Die bisherige Waffenhilfe der
Bundesregierung an die Kurden im Irak
lehnt die Jugendorganisation dennoch ve-
hement ab: Diese „konzeptlosen Lieferun-
gen“ trügen „nicht zu einer langfristigen
Befriedung der Region bei“.

Ähnlich wie die Grüne Jugend verlang-
te Göring-Eckardt ein „robustes UN-Man-
dat“. Die Bundeswehr müsse dann bereit
sein, sich an einem Einsatz zu beteiligen,
auch wenn „am Boden agiert werden“
müsse. Dem widersprach die verteidi-
gungspolitische Sprecherin: Gute Absicht
verbunden mit einem UN-Mandat allein
reiche nicht aus, um eine militärische In-
tervention der Bundeswehr zu rechtferti-
gen. Ein Eingreifen durch Bodentruppen
im Nordirak oder gar in Syrien bedeute

„hartes, offensives militärisches Vorge-
hen, dass das Szenario des Afghanistan-
Einsatzes weit übersteigt“.

Außenminister Frank-Walter Steinmei-
er (SPD) wies die Vorstellungen der Grü-
nen zurück. Während eines Besuchs in
Saudi-Arabien sagte er: „Das lässt sich
leicht fordern, wenn man weiß, dass es
ein solches UN-Mandat nicht geben wird
und wir gesagt haben, dass wir keine Bo-
dentruppen entsenden werden.“ In Berlin
verwies der Sprecher des Auswärtigen
Amtes darauf, dass Russland und China
bisher in der Syrien-Politik alle Anläufe
zu einer Resolution des UN-Sicherheits-
rats durch ihr Veto blockiert hätten, mit
Ausnahme eines Votum zur Vernichtung
des syrischen Chemiewaffenarsenals.

Weiter sagte Steinmeier, Deutschland
stehe mit der Entscheidung, keine Boden-
truppen zu schicken, nicht allein. „Das ist
ja nichts, was eine solitäre Auffassung der
deutschen Regierung ist. Auch die Ameri-
kaner und die anderen europäischen Staa-
ten entscheiden das in gleicher Weise.“
SPD-Generalsekretärin Yasmin Fahimi
nannte den Vorstoß der Grünen-Fraktions-
vorsitzenden nicht nur „überraschend“,
sondern auch „recht leichtfertig“.

Hamburg

Der zweite
Streich

Ahlhaus und Schira 2010  Foto dpa

Droht ein Ende der Friedensgespräche?
Die PKK spricht von einem Abbruch des Dialogs mit Ankara – doch ein Rückfall in alte Zeiten ist kaum vorstellbar / Von Rainer Hermann

ISTANBUL, 13. Oktober. Das nennt
man wohl Teamwork: Am Montag hol-
ten der türkische Staatspräsident Tayyip
Erdogan und sein Regierungschef Ah-
met Davutoglu zu einem Doppelschlag
gegen alle aus, die Ankaras Deutungsho-
heit über das Geschehen in Syrien nicht
akzeptieren wollen. Die Türkei beharrt
auf ihrer Position in der Debatte über
die richtige Interventionsstrategie in Sy-
rien. In einer Rede an der Istanbuler
Marmara-Universität wiederholte Erdo-
gan zunächst die türkische Darstellung,
dass der Kern allen Übels in Syrien Ba-
schar al Assad sei und ein Sturz des syri-
schen Machthabers daher im Mittel-
punkt aller Bemühungen um eine Befrie-
dung des Konflikts stehen müsse. „Sy-
rien hat viele Kobanes“, sagte Erdogan
in Anspielung auf die seit Wochen von
Terroristen des „Islamischen Staates“
(IS) belagerte kurdische Stadt direkt an
der türkischen Grenze, um dann die Stra-
tegie vorzugeben: „Das Assad-Regime
sollte das Ziel einer wirklichen Lösung
in Syrien sein.“ Er forderte zudem wie-
der die Einrichtung einer Flugverbots-
und Pufferzone im Norden Syriens.
Dort könnten dann auch die geflüchte-
ten syrischen Staatsbürger angesiedelt
werden, die sich derzeit noch in der Tür-
kei aufhalten. Zudem könnten Kämpfer
der „gemäßigten“ Opposition gegen As-
sad in diesen Zonen ausgebildet und aus-
gerüstet werden, so Erdogan.

Derlei hat man in wechselnden For-
mulierungen schon öfter von Erdogan
gehört, doch bei seiner Istanbuler Rede
erwähnte er nun neben Assad noch ei-
nen weiteren Schuldigen für das syri-
sche Blutvergießen: Die von den Europä-
ern nach dem Ersten Weltkrieg gezoge-
nen künstlichen Grenzen im Nahen Os-
ten, so Erdogan, seien der wahre Grund
für die Krise in der Region. Es dürfe „in
den Köpfen und Herzen der Menschen
keine Grenzen geben zwischen den Län-
dern des Nahen Ostens“, fügte er hinzu.
Um diesen Zustand zu erreichen, bot Er-
dogan den Völkern der Region türkische
Führung an: Die Türkei sei „das einzige
Land“, das für Frieden sorgen könne.
„Die Türkei ist die Hoffnung der Völker
des Nahen Ostens. Die Türkei kann die
Hindernisse zwischen den nahöstlichen
Völkern entfernen – nicht durch die Än-

derung physischer Grenzen, sondern in-
dem sie (den Menschen) Hoffnung und
Vertrauen einflößt.“

Wenige Stunden nach Erdogans Auf-
tritt in Istanbul äußerte sich zudem Re-
gierungschef Ahmet Davutoglu über ei-
nen Sprecher. Indirekt machte das Amt
des Ministerpräsidenten deutlich, dass
die Türkei sich erst dann an dem von
Amerika angeführten Kampf gegen den
IS beteiligen werde, wenn der Westen
die türkische Syrien-Strategie überneh-
me. In diesem Sinne dementierte Davu-
toglus Amt am Montag eine Äußerung
von Susan Rice, der Sicherheitsberate-
rin des amerikanischen Präsidenten,
laut der Ankara es den Vereinigten Staa-
ten und anderen Mitgliedern der Nato
gestattet habe, im Kampf gegen den IS
Stützpunkte in der Türkei zu nutzen.
Rice war mit der Aussage zitiert wor-
den, künftig dürften von Militärflughä-
fen in der Türkei gestartete westliche
Kampfflieger Stellungen des IS im Irak
und in Syrien bombardieren. Dazu gebe
es mitnichten eine Einigung, die Ver-
handlungen dauerten an, hieß es jedoch
aus Ankara.

Die Kritik an der starren Haltung An-
karas wächst, doch das scheint die selbst-
ernannte Regionalmacht zumindest bis-
her nicht zu kümmern – obwohl die Rol-
le der von Erdogan beschworenen „Hoff-
nung der Völker des Nahen Ostens“ in
der Region etwas anders gesehen wird,
vor allem von den Kurden. Der syrische
Kurdenführer Salih Muslim übte am
Montag scharfe Kritik an der türkischen
Rolle in dem Konflikt. Auch ihm hatte
Ankara eine Forderung – angesichts der
Lage der Kurden in Kobane lässt sich
fast schon von einem Ultimatum spre-
chen – gestellt: Erst müssten die gegen
den IS in Kobane um ihr Überleben
kämpfenden Kurden sich zu dem Kampf
gegen Assad als Hauptziel bekennen,
dann könne es türkische Unterstützung
geben. Muslim erinnerte scharfzüngig
daran, dass die Kurden Syriens schon
seit 2004 im Kampf gegen Assad stün-
den, zu einem Zeitpunkt also, als Erdo-
gan und Davutoglu noch Staatsbankette
für ihren damaligen Lieblingspartner ab-
hielten. Kurden seien in Assads Geheim-
dienstkellern gefoltert worden, sagte
Muslim, während Erdogan und Davuto-
glu mit Assad in Aleppo, Damaskus und
Ankara freundschaftlich speisten. Kei-
nesfalls, so Muslim sinngemäß, würden
die Kurden sich vor Damaskus auf Ge-
heiß Ankaras im Kampf gegen Assad
verheizen lassen. Was die Kurden Koba-
nes nun brauchten im Kampf gegen den
IS, seien nur panzerbrechende Waffen,
so Muslim.

Kohl klagt
gegen Schwan
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Die Gunst der Türkei
hat ihren Preis

„Das lässt sich leicht fordern“: Steinmeier am Montag in Dschidda  Foto Photothek

Die Regierung in Ankara
versucht weiterhin, ihre
Lesart des Konflikts in
Syrien durchzusetzen.

Von Michael Martens


